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Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Erntesdiäden durch Nässeeinwirkung 

Bezug: I. Nachtrag zur Beantwortung der Kleinen Anfrage 
der Fraktion der FDP 
— Drucksachen 2060, 2070 — 

II. Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 16. Dezember 1960 
- Drucksache 2322, Nr. 2d) — 


I. Im Nachgang zu der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
vom 21. September 1960 — Drucksache 2070 — gebe ich 
zu Punkt 1 folgende ergänzende Stellungnahme: 

Die durch den außergewöhnlichen Witterungsverlauf bei 
der Getreideernte 1960 entstandenen Schäden können für 
das Bundesgebiet anhand der Ergebnisse der „Besonderen 
Ernteermittlungen" nur annähernd festgestellt werden. 
Wenn man für die Berechnung der mengenmäßigen Ernte- 
verluste (einschließlich Totalschäden) die über den lang- 
jährigen Durchschnitt hinaus gehenden Differenzen zwischen 
Halmernte (Probeschnitt) und der Scheunenernte (Voll- 
drusch) zugrunde legt, würden sich rein rechnerisch als 
mengenmäßige Ernte Verluste 1960 im Bundesgebiet erge- 
ben bei 


Roggen einschließlich Wintermenggetreide 
Weizen 

übrigem Getreide 


zusammen 


rd. 298 000 t 
rd. 122 000 t 
rd. 149000J 
rd. 569000 t. 


Von mehr oder weniger starken Qualitätsverlusten (Aus- 
wuchs und Überfeuchtigkeit) wurden nach statistischen Fest- 
stellungen ca. 35 v.H. der Getreideernte 1960, die eine Höhe 
von 15,5 Millionen t umfaßt, betroffen. 
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Für einp regionale Gliederung reicht die Repräsentation 
der verfügbaren Unterlagen nicht aus. 

Bei einer derartig globalen Betrachtung für das Bundesge- 
biet insgesamt ist zu beachten, daß den eingetretenen Schä- 
den höhere Ernten bei Getreide und anderen pflanzlichen 
Erzeugnissen gegenüberstehen, die einen wertmäßigen Aus- 
gleich bewirken. 

Diese Berechnungen können also nichts aussagen über die 
von den Verlusten betroffenen Einzelbetriebe, vor allem 
in den Hauptschadensgebieten Nordwest- und Norddeutsch- 
lands. 

II. Zu dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 16. De- 
zember 1960 ist zu Nr. 2 d) der Drucksache 2322 folgendes 
zu berichten: 

A. Maßnahmen der Länder 

Die Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Hessen haben zur Milderung der Ernte- 
schäden 1960 Hifsmaßnahmen eingeleitet. Im einzelnen sind 
nachstehende Hilfen vorgesehen: 


Hilfsmaßnahmen 


Schles- Nord- 

wig— Nieder- rhein— 

Hol- Sachsen West- Hessen 
stein falen 

in 1000 DM 


Zinszuschüsse für Bankdar- 
lehen bis 1966 (in Nieder- , , 

Sachsen bis 1967) 8400 742,5 1125 1000 

Landesdarlehen — 3000 — 

Verlorene Zuschüsse ... — — 3068 260 

Umwandlungen früherer 

Darlehen in Zuschüsse . . — — — 10 

Beteiligung an den 
Mehraufwendungen für 

Trocknungskosten . . . . — — 2700 — 

zusammen 8400 3742,5 6893 1270 

B. Maßnahmen von Bund und Ländern 

Der Bund erklärte sich damit einverstanden, daß in den 
unter A. genannten Ländern den im Jahre 1960 erneut 
witterungsgeschädigten Betrieben die am 31. Dezember 1960 
fällig gewesenen Raten für frühere Ernteschadensdarlehen 
im Bedarfsfälle ausgesetzt und die Laufzeiten der Darlehen 
um ein Jahr verlängert werden können bei gleichzeitiger 
Fortgewährung der Zinsverbilligung für die Bankdarlehen. 
Vorraussetzung ist, daß die Länder entsprechend Vorgehen. 
An den hierfür erforderlichen Mitteln beteiligt sich der 


9 



Drucksache 2642 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Bund bis zu 50 v. H., sofern die Darlehen bereits bisher 
mit Hilfe des Bundes zinsverbilligt wurden. 

C. Maßnahmen des Bundes 

Die Bundesregierung hat sich grundsätzlich bereit erklärt, 
die Lastenausgleichsabgaben für die Betriebe, die in den 
Jahren 1954 bis 1960 durch Witterungsschäden betroffen 
wurden, zu stunden bzw. zu erlassen. Die Höhe dieser 
Beträge ist nicht bekannt. 

Durch die Heraufsetzung der in den Interventionsricht- 
linien der Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und 
Futtermittel (EVStG) vorgesehenen Auswuchsanteile für Ge- 
treide, zwecks Sicherstellung der Unterbringung des an- 
fallenden Getreides, hat der Bund zusätzliche finanzielle 
Aufwendungen gehabt. Nach bisheriger Übersicht wird die 
EVStG innerhalb ihrer Gesamtintervention aus der Ernte 
1960 rd. 750 000 bis 900 000 t Brotgetreide mit erhöhtem 
Auswuchs (Brotweizen von 4 auf 6 v. H., Brotroggen von 6 
auf 8 v. H.) aufnehmen müssen mit einem zusätzlichen Auf- 
wand von 33 DM/t. Die Mehraufwendungen werden somit 
allein bei Brotgetreide mindestens 24 000 000 bis 30 000 000 
DM betragen. 

Diesen Mehraufwendungen bei Brotgetreide sind noch 
rund 5 000 000 bis 8 000 000 DM an Fracht-, Umlagerungs- 
und Erschwerniskosten zuzurechnen, die in direktem Zu- 
sammenhang mit der schlechten Bonität der aufgenommenen 
Erntemengen stehen. 

Bei Futterweizen und Futterroggen ist der zulässige Aus- 
wuchsanteil von 15 v. H. auf 30 v. H. erhöht worden. Ob 
dem Bund audi hierdurch zusätzliche Aufwendungen ent- 
stehen, ist zur Zeit noch nicht zu übersehen. 

Nicht berücksichtigt sind die Mehraufwendungen der 
EVStG, die sich infolge der überdurchschnittlichen Ernte 
und der höheren Ablieferungsmengen ergeben haben. 

Darüber hinaus ist in den Sondermaßnahmen für bäuer- 
liche Familienbetriebe ein einmaliger Betrag von 15 000 000 
DM zur Milderung der Ernteschäden der Jahre 1959 und 
1960 vorgesehen. Die Mittel sollen vornehmlich dazu ver- 
wendet werden, Darlehensnehmer von den Zinsbelastungen 
der in den Jahren 1959 und 1960 bei Banken aufgenom- 
menen Ernteschadensdarlehen für die gesamte Laufzeit — 
die bei den Darlehen 1959 5 Jahre, bei den Darlehen 1960 
6 Jahre beträgt — freizustellen. Besonders berücksichtigt 
werden sollen Siedler- und Pachtbetriebe sowie mehr- 
fach geschädigte Betriebe. 


In Vertretung 

Dr. Sonnemann 
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